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Alt  Neu 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt im Amtsblatt Nr. 8/2008 vom 
20.12.2008 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt im Amtsblatt Nr. … vom …  

  
Hauptsatzung der Stadt Hennigsdorf 

BV0127/2008 
 

Hauptsatzung der Stadt Hennigsdorf 
BV0006/2012 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hennigsdorf hat auf der 
Grundlage der §§ 4 und  28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der Fassung der Bekanntmachung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I - 
Nr.19 vom 21.12.2007 in ihrer Sitzung am 19.11.2008 folgende 
Hauptsatzung beschlossen:  
 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hennigsdorf hat auf der 
Grundlage von § 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I/07 [Nr.19], S. 286), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 09.01.2012 (GVBl. I/12, [Nr.1], 
S. 1)  in ihrer Sitzung am 15.02.2012 folgende Hauptsatzung beschlos-
sen:  

 
§ 1 

Name der Gemeinde 
 
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Stadt Hennigsdorf“. 
 
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien Stadt. 

 

§ 1 
Name der Gemeinde 

 
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Stadt Hennigsdorf“. 

 
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien Stadt. 

 
§ 2 

Wappen, Flagge und Dienstsiegel 
 

(1) Das Wappen der Stadt zeigt unter grünem Wellenschildhaupt, 
aus dem linken Schildrand wachsend, einen silbernen Reiher-
kopf mit einem goldenen Fisch im Schnabel, in Silber schwe-
bend einen blauen Amboss, begleitet von zwei blauen, aufrecht 
zugewendeten, unten durch goldene Schleifen verbundene 
Sensenblätter. 

 
(2) Die Flagge der Stadt zeigt die Hennigsdorfer Farben Blau, 

Weiß, Grün. Diese sind abgeleitet aus den Farbprioritäten des 
Stadtwappens. Die Flagge ist als Streifenflagge gestaltet, auf 
der die Farben paritätisch hervortreten. Dominierendes Grund-
element ist das 5-farbige Stadtwappen. Das Wappen steht im 
diagonalen Zentrum der Flagge, unterstützt von gedrittelten, 

§ 2 
Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen der Stadt zeigt unter grünem Wellenschildhaupt, aus 

dem linken Schildrand wachsend, einen silbernen Reiherkopf mit 
einem goldenen Fisch im Schnabel, in Silber schwebend einen 
blauen Amboss, begleitet von zwei blauen, aufrecht zugewende-
ten, unten durch goldene Schleifen verbundene Sensenblätter. 
 
 

(2) Die Flagge der Stadt zeigt die Hennigsdorfer Farben Blau, Weiß, 
Grün. Diese sind abgeleitet aus den Farbprioritäten des Stadtwap-
pens. Die Flagge ist als Streifenflagge gestaltet, auf der die Farben 
paritätisch hervortreten. Dominierendes Grundelement ist das 5-
farbige Stadtwappen. Das Wappen steht im diagonalen Zentrum 
der Flagge, unterstützt von gedrittelten, klaren Flächen mit linear 
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klaren Flächen mit linear verlaufenden Schnittkanten. Die Farb-
anordnung lautet: 
1. Fahnendrittel (links bzw. oben - blau 
2. Fahnendrittel (mitte)  - weiß (anstatt Silber) 
3. Fahnendrittel (rechts bzw. unten)- grün 

 
(3) Das Dienstsiegel der Stadt führt das Stadtwappen. Es ist kreis-

rund und trägt die Umschrift   „STADT HENNIGSDORF - 
LANDKREIS OBERHAVEL“. 

 

verlaufenden Schnittkanten. Die Farbanordnung lautet: 
 
  1. Fahnendrittel (links bzw. oben)   - blau 
  2. Fahnendrittel (mitte)           - weiß (anstatt Silber) 
  3. Fahnendrittel (rechts bzw. unten)- grün 
 

(3) Das Dienstsiegel der Stadt führt das Stadtwappen. Es ist kreisrund 
und trägt die Umschrift   „STADT HENNIGSDORF - LANDKREIS 
OBERHAVEL“. 

 
§ 3 

Formen der Einwohnerbeteiligung 
 

(1) Die Stadt Hennigsdorf beteiligt und unterrichtet die betroffenen 
Einwohner in wichtigen Angelegenheiten der Stadt durch die 
Durchführung von Einwohnerversammlungen. Die Einladung er-
folgt jeweils durch den Bürgermeister nach Maßgabe der in die-
ser Hauptsatzung geregelten Bekanntmachungsvorschriften. 

 
(2) Die Stadt Hennigsdorf führt zu Beginn jeder Stadtverordneten-

versammlung im Rahmen der Tagesordnung eine Einwohner-
fragestunde durch. Dabei wird die Möglichkeit eingeräumt, Fra-
gen zu Beratungsgegenständen der Tagesordnung oder zu an-
deren Angelegenheiten der Stadt zu stellen. Vorrang haben 
Fragen zu Beratungsgegenständen der Tagesordnung, danach 
folgen Fragen oder Anregungen zur Durchführung von Einwoh-
nerversammlungen, danach Fragen zu anderen Angelegenhei-
ten der Stadt.  

 
(3) Der Bürgermeister führt darüber hinaus regelmäßige öffentliche 

Sprechstunden durch, die nach Maßgabe der in dieser 
Hauptsatzung geregelten Bekanntmachungsvorschriften öffent-
lich bekannt gemacht werden. 

 

§ 3 
Formen der Einwohnerbeteiligung 

 
(1) Die Stadt Hennigsdorf beteiligt und unterrichtet die betroffenen 

Einwohner in wichtigen Angelegenheiten der Stadt durch die 
Durchführung von Einwohnerversammlungen. Die Einladung er-
folgt jeweils durch den Bürgermeister nach Maßgabe der in dieser 
Hauptsatzung geregelten Bekanntmachungsvorschriften. 
 

(2) Die Stadt Hennigsdorf führt zu Beginn jeder Stadtverordnetenver-
sammlung im Rahmen der Tagesordnung eine Einwohnerfrage-
stunde durch. Dabei wird die Möglichkeit eingeräumt, Fragen zu 
Beratungsgegenständen der Tagesordnung oder zu anderen An-
gelegenheiten der Stadt zu stellen. Vorrang haben Fragen zu Be-
ratungsgegenständen der Tagesordnung, danach folgen Fragen 
oder Anregungen zur Durchführung von Einwohnerversammlun-
gen, danach Fragen zu anderen Angelegenheiten der Stadt.  
 
 

(3) Der Bürgermeister führt darüber hinaus regelmäßige öffentliche 
Sprechstunden durch, die nach Maßgabe der in dieser Hauptsat-
zung geregelten Bekanntmachungsvorschriften öffentlich bekannt 
gemacht werden. 
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§ 4 
Einsicht in Beschlussvorlagen 

 
(1) Im Rahmen des § 36 Abs.4 Satz 2 BbgKVerf hat ein Jeder das 

Recht, Beschlussvorlagen zu den in öffentlichen Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung zu behandelnden Punkten der 
Tagesordnung einzusehen. 

 
(2) Dieses Recht kann er während der Dienststunden bis zum Be-

ginn der öffentlichen Sitzung im Gebäude der Stadtverwaltung - 
Rathaus, Rathausplatz 1, wahrnehmen. 

 

§ 4 
Einsicht in Beschlussvorlagen 

 
(1) Im Rahmen des § 36 Abs.4 Satz 2 BbgKVerf hat ein Jeder das 

Recht, Beschlussvorlagen zu den in öffentlichen Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung zu behandelnden Punkten der Ta-
gesordnung einzusehen. 
 

(2) Dieses Recht kann er während der Dienststunden bis zum Beginn 
der öffentlichen Sitzung im Gebäude der Stadtverwaltung - Rat-
haus, Rathausplatz 1, wahrnehmen. 

 
§ 5 

Beauftragte 
 

(1) Die Stadtverordnetenversammlung benennt im Rahmen der §§ 
18 und 19 BbgKVerf auf Vorschlag des Bürgermeisters aus 
dem Kreise der Angestellten der Stadtverwaltung folgende Be-
auftragte:   
 
a) Für die Gleichstellung von  Frau und Mann, eine/n 
 Gleichstellungsbeauftragte/n, 
 
b) Für die Integration von Menschen mit Behinderungen, 
 eine/n Behindertenbeauftrag te/n,  
 
c) Für die Förderung der Jugend, eine/n Jugendbeauf-
 tragte/n, 
 
d) Für die Arbeit mit Senioren,  die Integration ausländi-
 scher  Mitbürger und die Zusammenarbeit mit Kirchen 
 und Trägern der freien Wohlfahrtspflege eine/n Gemein-
 wesenbeauftragte/n. 

 
(2) Die Beauftragten sind zu den Sitzungen der Stadtverordneten-

versammlung und der Ausschüsse einzuladen, in denen Ta-
gesordnungspunkte behandelt werden, die Auswirkungen auf 

§ 5 
Beauftragte 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung benennt im Rahmen der §§ 18 

und 19 BbgKVerf auf Vorschlag des Bürgermeisters aus dem Krei-
se der Angestellten der Stadtverwaltung folgende Beauftragte:   
 
 
 a) Für die Gleichstellung von Frau und Mann, eine/n 
  Gleichstellungsbeauftragte/n, 
 
 b) für die Integration von Menschen mit Behinderun-
  gen, eine/n Behindertenbeauftragte/n,  
 
 c) für die Förderung der Jugend, eine/n Jugendbeauf-
  tragte/n, 
 
 d) für die Arbeit mit Senioren, die Integration ausländi
  scher Mitbürger und die Zusammenarbeit mit Kir-
  chen und Trägern der freien Wohlfahrtspflege  eine/n 
  Gemeinwesenbeauftragte/n. 
 

(2) Die Beauftragten sind zu den Sitzungen der Stadtverordnetenver-
sammlung und der Ausschüsse einzuladen, in denen Tagesord-
nungspunkte behandelt werden, die Auswirkungen auf ihren jewei-
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ihren jeweiligen Aufgabenbereich haben. Zu diesen Tagesord-
nungspunkten dürfen sie Stellung nehmen und erhalten sie Re-
derecht. 

 
(3) Die Beauftragten berichten mindestens einmal jährlich dem zu-

ständigen Ausschuss der Stadtverordnetenversammlung über 
ihrer Arbeit. 

 
(4) Weicht die Auffassung der/des Beauftragten bei Angelegenhei-

ten des jeweiligen Aufgabenbereiches die der Hauptausschuss 
oder die Stadtverordnetenversammlung behandelt, von der des 
Bürgermeisters ab, so hat diese/r das Recht, sich an die Stadt-
verordnetenversammlung zu wenden. 

 
(5) Der/die Beauftragte nimmt das Recht wahr, indem sie/er sich an 

den/die Vorsitzende/n der Stadtverordnetenversammlung oder 
den/die Vorsitzende/n des zuständigen Ausschusses wendet 
und den abweichenden Standpunkt schriftlich darlegt. Der/die 
Vorsitzende unterrichtet die Stadtverordnetenversammlung oder 
den Ausschuss und den Bürgermeister in geeigneter Weise und 
muss der/dem Beauftragten Gelegenheit geben, den abwei-
chenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzungen persönlich 
vorzutragen. 

 
 

ligen Aufgabenbereich haben. Zu diesen Tagesordnungspunkten 
dürfen sie Stellung nehmen und erhalten sie Rederecht. 
 
 

(3) Die Beauftragten berichten mindestens einmal jährlich dem zu-
ständigen Ausschuss der Stadtverordnetenversammlung über ihre 
Arbeit. 
 

(4) Weicht die Auffassung der/des Beauftragten bei Angelegenheiten 
des jeweiligen Aufgabenbereiches, die der Hauptausschuss oder 
die Stadtverordnetenversammlung behandelt, von der des Bür-
germeisters ab, so hat dieser/diese das Recht, sich an die Stadt-
verordnetenversammlung zu wenden. 
 

(5) Der/die Beauftragte nimmt das Recht wahr, indem er/sie sich an 
die/den Vorsitzende/n der Stadtverordnetenversammlung oder 
die/den Vorsitzende/n des zuständigen Ausschusses wendet und 
den abweichenden Standpunkt schriftlich darlegt.  
 
Der/die Vorsitzende unterrichtet die Stadtverordnetenversammlung 
oder den Ausschuss und den Bürgermeister in geeigneter Weise 
und muss der/dem Beauftragten Gelegenheit geben, den abwei-
chenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzungen persönlich 
vorzutragen. 

 
§ 6 

Beiräte 
 

(1) Die Stadtverordnetenversammlung beruft im Rahmen des § 19 
BbgKVerf folgende Beiräte: 
 
a) für die Vertretung der Interessen der älteren Einwohner 
 einen Seniorenbeirat bestehend aus 20 Mitgliedern, 
 
b) für die Vertretung der Interessen der Einwohner mit 
 Behinderungen einen Behindertenbeirat bestehend aus 
 16 Mitgliedern, 

§ 6 
Beiräte 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung beruft im Rahmen des § 19 

BbgKVerf folgende Beiräte: 
 
a) Für die Vertretung der Interessen der älteren Einwohner 
 einen Seniorenbeirat bestehend aus 20 Mitgliedern, 
 
b) für die Vertretung der Interessen der Einwohner mit Be-
 hinderungen einen Behindertenbeirat bestehend aus 16 
 Mitgliedern, 
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c) für die Vertretung der Interessen der jugendlichen Ein-
 wohner einen Jugendbeirat bestehend aus 20  
 Mitgliedern, 
 
d) für die Vertretung der Interessen der Einwohner aus-
 ländischer Herkunft einen  
 Ausländerbeirat bestehend  aus 10 Mitgliedern. 
 

(2) Zu Mitgliedern der Beiräte können natürliche Personen oder 
Vertreter von juristischen Personen oder Gruppen berufen wer-
den, die sich im jeweiligen Aufgabenbereich ehrenamtlich in der 
Stadt Hennigsdorf betätigen. Sie werden von der Stadtverord-
netenversammlung durch Beschluss benannt.  
 

(3) Die Beiräte geben sich zur Regelung ihrer inneren Ordnung 
selbst eine Geschäftsordnung.  
Sie bestimmen ihre jeweiligen Vorsitzenden sowie deren Stell-
vertreter.  
Die jeweilige Geschäftsordnung sowie ihre bestimmten Vertre-
ter geben sie der Stadt schriftlich bekannt. 
 

(4) Die Vorsitzenden der Beiräte sind zu den Sitzungen der Stadt-
verordnetenversammlung und der Ausschüsse einzuladen, in 
denen Tagesordnungspunkte behandelt werden, die Auswir-
kungen auf ihren jeweiligen Aufgabenbereich haben. Zu diesen 
Tagesordnungspunkten dürfen sie Stellung nehmen und erhal-
ten sie Rederecht.  
 

(5) Die Beiräte berichten mindestens einmal jährlich dem zuständi-
gen Ausschuss der Stadtverordnetenversammlung über ihrer 
Arbeit. 

 

c) für die Vertretung der Interessen der jugendlichen Ein-
 wohner einen Jugendbeirat bestehend aus 20 Mitglie-
 dern, 
 
d) für die Vertretung der Interessen der Einwohner auslän-
 discher Herkunft einen Ausländerbeirat bestehend aus 
 10 Mitgliedern. 
 

(2) Zu Mitgliedern der Beiräte können natürliche Personen oder Ver-
treter von juristischen Personen oder Gruppen berufen werden, die 
sich im jeweiligen Aufgabenbereich ehrenamtlich in der Stadt 
Hennigsdorf betätigen. Sie werden von der Stadtverordnetenver-
sammlung durch Beschluss benannt. 
 

(3) Die Beiräte geben sich zur Regelung ihrer inneren Ordnung selbst 
eine Geschäftsordnung. Sie bestimmen ihre jeweiligen Vorsitzen-
den sowie deren Stellvertreter. 
Die jeweilige Geschäftsordnung sowie ihre bestimmten Vertreter 
geben sie der Stadt schriftlich bekannt. 
 
 

(4) Die Vorsitzenden der Beiräte sind zu den Sitzungen der Stadtver-
ordnetenversammlung und der Ausschüsse einzuladen, in denen 
Tagesordnungspunkte behandelt werden, die Auswirkungen auf 
ihren jeweiligen Aufgabenbereich haben. Zu diesen Tagesord-
nungspunkten dürfen sie Stellung nehmen und erhalten sie Rede-
recht. 
 

(5) Die Beiräte berichten mindestens einmal jährlich dem zuständigen 
Ausschuss der Stadtverordnetenversammlung über ihre Arbeit. 
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§ 7 
Entscheidungsvorbehalte der Stadtverordnetenversammlung 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich im Rahmen des 

§ 28 Abs.2 Nr.17 BbgKVerf die Entscheidung bei Geschäften 
über Vermögensgegenstände der Stadt ab einem Wert von 
100.000 EURO vor. 
 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich im Rahmen des 
§ 28 Abs.3 Satz 2 BbgKVerf die Entscheidung über nachfol-
gende Gruppen von Angelegenheiten vor: 
 
a) die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Ge-

währverträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für 
Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirt-
schaftlich gleichkommen, sofern nicht die oberste Kommu-
nalaufsichtsbehörde die kommunalaufsichtliche Genehmi-
gung bereits allgemein insbesondere nach § 75 Abs. 5 
oder § 111 Abs. 3 BbgKVerf erteilt hat, 
 
 

b) die Aufnahme von Krediten mit Ausnahme von Kassenkre-
diten und Umschuldungen, 
c) den Abschluss, die Änderung  und Aufhebung von 
Grunderwerbsgeschäften und dem Erwerb von Vermö-
gensgegenständen, ab einem Wert von  250.000 EURO, 
 
 

d) die Vermietung und Verpachtung von städtischem Grund-
besitz und Gebäuden ab einer Dauer von 12 Jahren oder 
einem jährlichen Erlös ab 25.000 EURO, 
 
 

e) die Vergabe bzw. die Aufhebung der Vergabe von Aufträ-
gen und Beschaffungen und den Abschluss gleichwertiger 
Rechtsgeschäfte im Rahmen der Haushaltsansätze, ab ei-
nem Wert von 250.000 EURO. Diese Wertgrenze gilt nicht, 

§ 7 
Entscheidungsvorbehalte der Stadtverordnetenversammlung 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich im Rahmen des § 

28 Abs.2 Nr.17 BbgKVerf die Entscheidung bei Geschäften über 
Vermögensgegenstände der Stadt ab einem Wert von 100.000 
EURO vor. 
 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich im Rahmen des § 
28 Abs.3 Satz 2 BbgKVerf die Entscheidung über nachfolgende 
Gruppen von Angelegenheiten vor: 
 

a) Die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss 
von Gewährverträgen und die Bestellung anderer 
Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die 
den vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen, so-
fern nicht die oberste Kommunalaufsichtsbehörde 
die kommunalaufsichtliche Genehmigung bereits all-
gemein insbesondere nach § 75 Abs. 5 oder § 111 
Abs. 3 BbgKVerf erteilt hat, 
 

b) die Aufnahme von Krediten mit Ausnahme von Kas-
senkrediten und Umschuldungen, 

c) den Abschluss, die Änderung  und Aufhebung von 
Grunderwerbsgeschäften und den Erwerb von Ver-
mögensgegenständen, ab einem Wert von  250.000 
EURO, 
 

d) die Vermietung und Verpachtung von städtischem 
Grundbesitz und Gebäuden ab einer Dauer von 12 
Jahren oder einem jährlichen Erlös ab 25.000  
EURO, 
 

e) die Vergabe bzw. die Aufhebung der Vergabe von 
Aufträgen und Beschaffungen und den Abschluss 
gleichwertiger Rechtsgeschäfte im Rahmen der 
Haushaltsansätze, ab einem Wert von 250.000  
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sofern es sich um  eine Angelegenheit der Gefahrenab-
wehr handelt. Sie gilt weiterhin nicht, sofern es sich um ei-
nen notwendigen Schritt zur Realisierung einer Gesamt-
maßnahme handelt, deren Durchführung die Stadtverord-
netenversammlung bzw. der Hauptausschuss bereits im 
Rahmen eines Projekt- bzw. Grundsatzbeschlusses be-
schlossen und auf den Bürgermeister übertragen hat. Die 
vorstehenden Regelungen gelten auch bei einem Grund-
stücksgeschäft, das nach dem Vergaberecht europaweit 
ausschreibungspflichtig ist und bei dem nicht bereits die 
Entscheidungsbefugnis der Stadtverordnetenversammlung 
nach § 7 Abs. 1 oder § 7 Abs. 2 d BbgKVerf) besteht. 
 
 
 
 

(3) Die Entscheidungen nach den vorstehenden Absätzen 1 und 2 
trifft bis zur jeweiligen Wertgrenze der Hauptausschuss, soweit 
er sie nicht nach § 50 Absatz 3 BbgKVerf dem Bürgermeister 
übertragen hat. 

(4) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich im Rahmen des 
§ 28 Abs.2 BbgKVerf die Entscheidung über folgende Gruppen 
von Angelegenheiten der Gesellschafterversammlungen der Ei-
gengesellschaften der Stadt vor:  
 
 
 
 
 
 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses  (Bilanz, Ge-
 winn- und Verlustrechnung, Lagebericht und Anhang) 
 einschließlich der Befugnisse nach §§ 53 und 54 Haus-
 haltsgrundsätzegesetz (HGrG),  
  
b) die Wahl des Abschlussprüfers,  
 

EURO. Diese Wertgrenze gilt nicht, sofern es sich 
um  eine Angelegenheit der Gefahrenabwehr han-
delt. Sie gilt weiterhin nicht, sofern es sich um einen 
notwendigen Schritt zur Realisierung einer Gesamt-
maßnahme handelt, deren Durchführung die Stadt-
verordnetenversammlung bzw. der Hauptausschuss 
bereits im Rahmen eines Projekt- bzw. Grundsatz-
beschlusses beschlossen und auf den Bürgermeister 
übertragen hat.  
Die vorstehenden Regelungen gelten auch bei ei-
nem Grundstücksgeschäft, das nach dem Vergabe-
recht europaweit ausschreibungspflichtig ist und bei 
dem nicht bereits die Entscheidungsbefugnis der 
Stadtverordnetenversammlung nach § 7  Abs. 1 oder 
§ 7 Abs. 2 d besteht. 
 

(3) Die Entscheidungen nach den vorstehenden Abs. 1 und 2 trifft bis 
zur jeweiligen Wertgrenze der Hauptausschuss, soweit er sie nicht 
nach § 50 Abs. 3 BbgKVerf dem Bürgermeister übertragen hat. 
 

(4) Der Bürgermeister vertritt die  Stadt im Rahmen des § 97 Abs.1 
BbgKVerf in der Gesellschafterversammlung der Unternehmen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit oder in dem der Gesellschafterver-
sammlung entsprechenden Organ eines Unternehmens mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit. Die Stadtverordnetenversammlung be-
hält sich im Rahmen ihrer Richtlinien- und Weisungskompetenz 
die vorherige Zustimmung bei Entscheidungen des Bürgermeisters 
über folgende Gruppen von Angelegenheiten in der Gesellschaf-
terversammlung der Eigengesellschaften vor: 
 
 a) Die Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz, 
  Gewinn- und Verlustrechnung, Lagebericht und An
  hang) einschließlich der Befugnisse nach §§ 53 und 
  54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG), 
 
  b) die Wahl des Abschlussprüfers,  
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c) die Entlastung des Geschäftsführers und des Auf-
 sichtsrates, 
 
 d) die Geltendmachung von Rechtsansprüchen gegen Ge-

schäftsführer und Mitglieder des Aufsichtsrates. 
 

 c) die Entlastung des Geschäftsführers und des Auf-
  sichtsrates, 
 
 d) die Geltendmachung von Rechtsansprüchen gegen 
  Geschäftsführer und Mitglieder des Aufsichtsrates. 

 
§ 8 

Pflichtangaben der Stadtverordneten 
 

(1) Die Stadtverordneten haben dem/der Vorsitzenden der Stadt-
verordnetenversammlung im Rahmen von § 31 Abs. 3 
BbgKVerf ihren Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtli-
che Tätigkeiten mitzuteilen, soweit dies zur Ausübung ihres 
Mandates von Bedeutung sein kann. Diese Pflicht besteht auch 
bei Änderungen im Zeitraum der Ausübung des Mandates.  
 

(2) Die gemachten Angaben können zu Zwecken, die im Zusam-
menhang mit den Aufgaben der Stadtverordneten stehen, ge-
speichert und genutzt werden. 

 
(3) Der ausgeübte Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtli-

che Tätigkeiten werden nach den Maßgaben der in dieser 
Hauptsatzung geregelten Bekanntmachungsvorschriften öffent-
lich bekannt gemacht.  
 

(4) Bestehen Zweifel, ob ein Beruf oder eine andere vergütete oder 
ehrenamtliche Tätigkeit für die Ausübung des Mandates von 
Bedeutung ist, besteht die Pflicht zur Mitteilung gegenüber 
dem/der Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung. 
Der/die Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung oder 
der/die Stadtverordnete können in Zweifelsfällen verlangen, 
dass der Hauptausschuss im nicht-öffentlichen Teil entscheidet, 
ob der Beruf und/oder die Tätigkeit öffentlich bekannt gemacht 
wird. 

 
(5) Nach Ablauf der Wahlperiode sind die gespeicherten Daten der 

ausgeschiedenen Stadtverordneten zu löschen. 

§ 8 
Pflichtangaben der Stadtverordneten 

 
(1) Die Stadtverordneten haben dem/der Vorsitzenden der Stadtver-

ordnetenversammlung im Rahmen von § 31 Abs. 3 BbgKVerf ihren 
Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit-
zuteilen, soweit dies zur Ausübung ihres Mandates von Bedeutung 
sein kann. Diese Pflicht besteht auch bei Änderungen im Zeitraum 
der Ausübung des Mandates.  
 

(2) Die gemachten Angaben können zu Zwecken, die im Zusammen-
hang mit den Aufgaben der Stadtverordneten stehen, gespeichert 
und genutzt werden. 
 

(3) Der ausgeübte Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche 
Tätigkeiten werden nach den Maßgaben der in dieser Hauptsat-
zung geregelten Bekanntmachungsvorschriften öffentlich bekannt 
gemacht. 
 

(4) Bestehen Zweifel, ob ein Beruf oder eine andere vergütete oder 
ehrenamtliche Tätigkeit für die Ausübung des Mandates von Be-
deutung ist, besteht die Pflicht zur Mitteilung gegenüber dem/der 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung. Der/die Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung oder der/die Stadtver-
ordnete können in Zweifelsfällen verlangen, dass der Hauptaus-
schuss im nicht-öffentlichen Teil entscheidet, ob der Beruf 
und/oder die Tätigkeit öffentlich bekannt gemacht wird. 
 
 

(5) Nach Ablauf der Wahlperiode sind die gespeicherten Daten der 
ausgeschiedenen Stadtverordneten zu löschen. 
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§ 9 

Bürgermeister und Vertretung 
 

(1) Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit und Lei-
ter der Stadtverwaltung. Er ist rechtlicher Vertreter und Reprä-
sentant der Stadt. 

 
(2) Die Stadt Hennigsdorf hat keine Beigeordneten. 

 
(3) Da ein Beigeordneter nicht vorhanden ist, benennt die Stadt-

verordnetenversammlung auf Vorschlag des Bürgermeisters 
den allgemeinen Vertreter des Bürgermeisters.  

 

§ 9 
Bürgermeister und Vertretung 

 
(1) Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit und Leiter 

der Stadtverwaltung. Er ist rechtlicher Vertreter und Repräsentant 
der Stadt. 
 

(2) Die Stadt Hennigsdorf hat keine Beigeordneten. 
 

(3) Da ein Beigeordneter nicht vorhanden ist, benennt die Stadtver-
ordnetenversammlung auf Vorschlag des Bürgermeisters den all-
gemeinen Vertreter des Bürgermeisters.  

 
§ 10 

Vergütung als Vertreter der Stadt in Unternehmen 
 

(1) Die Vertreter der Stadt in den Aufsichtsräten der Eigengesell-
schaften und ihren Ausschüssen erhalten von der jeweiligen Ei-
gengesellschaft eine Aufwandsentschädigung in Form eines 
Sitzungsgeldes von 100 Euro je Sitzung des Aufsichtsrates 
bzw. des Ausschusses. Dem die Sitzung leitenden Vorsitzen-
den wird ein zusätzliches Sitzungsgeld i.H.v. weiteren 100 Euro 
gewährt. 

 
(2) Die im vorstehenden Absatz 1 benannten Beträge gelten im 

Rahmen des § 97 Abs.8 BbgKVerf als angemessene Auf-
wandsentschädigung für Vertreter der Stadt in Aufsichtsräten. 
Gegebenenfalls darüber hinaus gehende Beträge sind an die 
Stadt abzuführen. 
 

 
ENTFÄLLT 

§ 11 
Bekanntmachungen 

 
(1) Der Bürgermeister ist verantwortlich für die öffentliche Be-

kanntmachung von öffentlichen Angelegenheiten auf der Grund-
lage von Rechtsvorschriften oder dieser Satzung. Die öffentli-

§ 10 
Bekanntmachungen 

 
(1) Der Bürgermeister ist verantwortlich für die öffentliche Bekanntma-

chung von öffentlichen Angelegenheiten auf der Grundlage von 
Rechtsvorschriften oder dieser Satzung. Die öffentliche Bekannt-
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che Bekanntmachung erfolgt durch „ortsübliche Bekanntma-
chung“ oder „sonstige öffentliche Bekanntmachung“. 
 

(2) Das Amtliche Bekanntmachungsblatt nach der Bekanntma-
chungsverordnung des Landes Brandenburg führt die Bezeich-
nung „Amtsblatt für die Stadt Hennigsdorf“. 
 

(3) Satzungen, sonstige ortsrechtliche Vorschriften und sonstige 
Beschlüsse oder Maßnahmen, die nach dem BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht werden müssen, werden im Amtlichen Be-
kanntmachungsblatt öffentlich bekannt gemacht („ortsübliche 
Bekanntmachung“). Die Einzelheiten der Form der Bekanntma-
chung richten sich nach dem jeweils geltenden Bundes- und 
Landesrecht.   

 
(4) Die Unterrichtung über die Termine der öffentlichen Sprech-

stunden des Bürgermeisters sowie die Unterrichtung der Öffent-
lichkeit über die Beschlüsse des öffentlichen Teils der Stadtver-
ordnetenversammlung erfolgen im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt. 
Die Beschlüsse des öffentlichen Teils der Stadtverordnetenver-
sammlung sind auch bei fehlerhafter oder unvollständiger Un-
terrichtung nach Satz 1 wirksam, es sei denn, Bekanntma-
chungsvorschriften des Bundes- oder Landesrechts stehen der 
Wirksamkeit entgegen. 
 

(5) Sonstige Bekanntmachungen, insbesondere von Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzungen der Stadtverordnetenversamm-
lung und deren Ausschüsse sowie die Durchführung von Ein-
wohnerversammlungen werden durch den Aushang in den Amt-
lichen Bekanntmachungskästen der Stadt nach Abs. 6 bewirkt 
(„sonstige öffentliche Bekanntmachung“).  
 
 
 
 
 

machung erfolgt durch „ortsübliche Bekanntmachung“ oder „sons-
tige öffentliche Bekanntmachung“. 
 

(2) Das Amtliche Bekanntmachungsblatt nach der Bekanntmachungs-
verordnung des Landes Brandenburg führt die Bezeichnung 
„Amtsblatt für die Stadt Hennigsdorf“. 
 

(3) Satzungen, sonstige ortsrechtliche Vorschriften und sonstige Be-
schlüsse oder Maßnahmen, die nach dem BauGB ortsüblich be-
kannt gemacht werden müssen, werden im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt öffentlich bekannt gemacht („ortsübliche Bekanntma-
chung“). Die Einzelheiten der Form der Bekanntmachung richten 
sich nach dem jeweils geltenden Bundes- und Landesrecht. 
 
 

(4) Die Unterrichtung über die Termine der öffentlichen Sprechstun-
den des Bürgermeisters sowie die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über die Beschlüsse des öffentlichen Teils der Stadtverordneten-
versammlung erfolgen im Amtlichen Bekanntmachungsblatt. 
 
Die Beschlüsse des öffentlichen Teils der Stadtverordnetenver-
sammlung sind auch bei fehlerhafter oder unvollständiger Unter-
richtung nach Satz 1 wirksam, es sei denn, Bekanntmachungs-
vorschriften des Bundes- oder Landesrechts stehen der Wirksam-
keit entgegen. 
 

(5) Sonstige Bekanntmachungen, insbesondere von Zeit, Ort und Ta-
gesordnung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und 
deren Ausschüsse sowie die Durchführung von Einwohnerver-
sammlungen werden durch den Aushang in den Amtlichen Be-
kanntmachungskästen der Stadt nach Abs. 6 bewirkt („sonstige öf-
fentliche Bekanntmachung“). 
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Die Bekanntmachung der Pflichtangaben der Stadtverordneten 
nach § 8 dieser Hauptsatzung i.V.m. § 31 Abs. 3 BbgKVerf er-
folgt durch Einstellung in den Internet-Auftritt der Stadt Hen-
nigsdorf unter „www.hennigsdorf.de“ für den Zeitraum der Aus-
übung des Mandates.  
 
Amtliche Bekanntmachungskästen der Stadt Hennigsdorf  be-
finden sich:  
 
a) Am Sitz der Stadtverwaltung (Rathaus), Rathausplatz 1, 
  
 
b) An der Rigaer Straße Ecke Alsdorfer Straße,  
 
 
c) In Nieder Neuendorf Dorfstraße am Dorfanger,  
 
 
d) Am Postplatz vom dem Bahnhof,  
 
 
e) In Stolpe-Süd, Freiheit zwischen Eichhörnchenweg 
 und Fasanenweg.  
 

(6) Die Dauer des Aushangs nach Abs. 5 beträgt 14 Tage. Hierbei 
werden der Tag des Anschlages und der Tag der Abnahme 
nicht mitgerechnet. Der Zeitraum des Aushanges ist aktenkun-
dig zu machen. Bekanntmachungen von Zeit, Ort und Tages-
ordnung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und 
von Einwohnerversammlungen müssen spätestens 7 Tage vor 
dem Termin einschließlich des Sitzungstages erfolgen. 

 
(7) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfah-

rens- oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese 
Verletzung gem. § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie 
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Be-
kanntmachung der Satzung gegenüber der Gemeinde unter 

Die Bekanntmachung der Pflichtangaben der Stadtverordneten 
nach § 8 dieser Hauptsatzung i.V.m. § 31 Abs. 3 BbgKVerf erfolgt 
durch Einstellung in den Internet-Auftritt der Stadt Hennigsdorf un-
ter „www.hennigsdorf.de“ für den Zeitraum der Ausübung des 
Mandates. 
 
Amtliche Bekanntmachungskästen der Stadt Hennigsdorf befinden 
sich: 
 
 a) Am Sitz der Stadtverwaltung, Rathaus 
  (Rathausplatz gegenüber Hausnummer 1), 
  
 b) An der Rigaer Straße Ecke Alsdorfer Straße 
  (Rigaer Straße gegenüber Hausnummer 5), 
 
 c) In Nieder Neuendorf, am Dorfanger 
  (Dorfstraße gegenüber Hausnummer 40), 
 
 d) Am Postplatz vom dem Bahnhof 
  (Postplatz gegenüber Hausnummer 3), 
 
 e) In Stolpe-Süd, Freiheit zwischen Eichhörnchenweg und 
  Fasanenweg (Freiheit gegenüber Hausnummer 13). 
 

(6) Die Dauer des Aushangs nach Abs. 5 beträgt 14 Tage. Hierbei 
werden der Tag des Aushangs und der Tag der Abnahme nicht 
mitgerechnet. Der Zeitraum des Aushanges ist aktenkundig zu 
machen. Bekanntmachungen von Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und von Einwohner-
versammlungen müssen spätestens 7 Tage vor dem Termin ein-
schließlich des Sitzungstages erfolgen. 
 

(7) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfah-
rens- oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Ver-
letzung gem. § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntma-
chung der Satzung gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung 
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Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die 
den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Genehmigung verletzt worden 
sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen 
Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentliche Be-
kanntmachung jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen auf-
grund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer 
Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen 
konnten. Dies gilt entsprechend für den Flächennutzungsplan 
und für Verordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 4 und 
6 BbgKVerf). 

 

der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, 
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Genehmigung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für 
die Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvor-
schriften über die öffentliche Bekanntmachung jedoch nur dann, 
wenn sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Be-
kanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem 
Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entsprechend für 
den Flächennutzungsplan und für Verordnungen der Gemeinde (§ 
3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf). 
 

§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-

machung in Kraft.  
 

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt Hennigsdorf 
BV0114/2004, beschlossen am 13.10.2004 und öffentlich be-
kannt gemacht am 13.11.2004, außer Kraft. 

 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 
 
Absatz 2 entfällt 

Hennigsdorf, 19.11.2008 
 
 
 
 
Schulz 
Bürgermeister 
 
 
 
Vorstehende, von der Stadtverordnetenversammlung am 19.11.2008 
beschlossene Hauptsatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 

Hennigsdorf, 16.02.2012 
 
 
 
 
Schulz 
Bürgermeister 
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Hennigsdorf, 20.12.2008 
 
 
 
Schulz 
Bürgermeister 

 
 


